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Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 20„ Dezember 1967 durch

Senatspräsident R a a c k
—Vorsitzender— „

Bundesrichter S c h m i d t h a l s und
Bundesrichter Dro F r i e d e r i c h s

Bundessozialrichter Dr„ C o n r a d y und

Bundessozialrichter B e n e d y e z u k‘

für Recht erkannt?

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

300 April 1965 wird zurückgewiesen0

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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Der Rechtsstreit betrifft die Frage? ob die Vorschrift des
Artikels 2 © 52 Abs„ 2 des Arbeiterrentenversieherungs—

Neuregelungsgesetzes (ArVNG) aF, doh„ in der Fassung vor

dem Rentenversieherungs—Änderungsgesetz (RVÄndG)9 auch für

Versicherte gilt? die vor dem 10 Januar 1957 das 65„ LebensW

_jahr bereits vollendet hatteno ' " ’

Der ursprüngliche Kläger des Rechtsstreits ist im Laufe des

Revisionsverfahrens gestorbeno Seine Ehefrau‚ die jetzige

Klägerin? hat als Bezugsberechtigte nach 5 1288 Abs„ 2 der

Reichsversieherungsordnung (EVO) das Verfahren fortgesetzto
Der ursprüngliche Kläger war im Oktober 1887 geborene Er

war Vertriebener im Sinne der @@1 bis 4 des Bundesvertrie—

benengesetzes und bis zu seiner Vertreibung aus Ostpreußen

selbständiger Landwirt° Binnen zwei Jahren nach der Ver—

treibung nahm er am 1„ August 1945 im Gebiet der Bundes—

republik eine versieherungspflichtige Beschäftigung auf?

der er mit Unterbrechungen durch Krankheit bis zum 50„ Juni

1948 in verschiedenen Arbeitsstellen nachging° Vom 1„ Juli
1948 bis zum 150 August 1948 war er erneut krank; vom
160 August 1948 bis zum 200 Dezember 1954 bezog er Unter-

stützung vom Arbeitsamto '

Den im Januar 1960 gestellten Antrag‚ ihm Altersruhegeld

wegen Vollendung des 65° Lebensjahres zu gewähren‚ lehnte

die Beklagte durch Bescheid vom 21. März 1961 ab, weil die

Wartezeit nicht erfüllt sei; durch versicherungspfliehtige

Beschäftigungszeiten seien nur 33 Monate belegt„ Die Sender»

vorschrift des Art° 2 5 52 ArVNG aF sei nicht anzuwenden9

weil der frühere Kläger das 650 Lebensjahr bereits im Jahre

1952 vollendet gehabt habe; nach Art„ 2 @ 5 ArVNG sei das
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_3_

Recht anzuwenden, das im Zeitpunkt des Eintritts des Ver—
sicherungsfalles gegolten habe; in diesem Zeitpunkt, nämlich

dem der Vollendung des 65° Lebensjahres, habe die Bestimmung

des Art, 2 $ 52 Abs, 2 ArVNG aF noch nicht gegolten,

Das Sozialgericht (SG) hat die gegen den Bescheid erhobene

Klage abgewiesen (Urteil vom 25, Oktober 1961), Das Landes—

sozialgericht (LSG) hat das Urteil des SG und den Bescheid
der Beklagten aufgehoben und diese verurteilt, dem früheren

Kläger das Altersruhegeld ab 10 Januar 1957 unter Anwendung

des Art, 2 @ 52 Abst 2 ArVNG aF zu gewähren, Es hat die Re—
vision zugelassen (Urteil vom 50, April 1965), Seine Ent—
scheidung hat das LSG darauf gestützt, daß die fehlende

Wartezeit durch die Vorschrift des Art, 2 @ 52 Abs, 2 ArVNG
ersetzt werde,

Gegen das Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt, mit der

sie rügt, das LSG habe gegen die Vorschriften der @@103;

151, 156 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verstoßen sowie die

Bestimmung des Art, 2 @ 52 Abs, 2 ArVNG aF unrichtig angewandt,

Zunächst meint sie, das LSG sei
zu einer Sachentscheidung

nicht befugt gewesen, weil der frühere Kläger gegen das Urteil

erster Instanz nicht rechtzeitig Berufung eingelegt oder jeden-

falls eine rechtzeitige Berufung noch vor Schluß der münd—

lichen Verhandlung zurückgenommen habe‚ Sodann rügt die

Revision, das Berufungsurteil beruhe auf einer unzutreffenden

Anwendung des Art, 2 5 52 Abs, 2 ArVNG aF; denn es stütze sich
auf diese Vorschrift, obwohl der frühere Kläger am 1, Januar

1957 bereits 65 Jahre alt gewesen sei, Die Beklagte bean—

tragt sinngemäß, das Urteil des Schleswig—Holsteinischen LSG

vom 500 April 1965 aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen

das Urteil des SG Itzehoe vom 250 Oktober 1961 zurückzuweiseno

Die Klägerin hat keinen Antrag gestelltc

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd-
liche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt,
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II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet°

Mit Recht hat das LSG entschieden‚ daß die Beklagte dan
früheren Kläger auf den Antrag vom Januar 1960 hin das

Altersruhegeld Wegen Vollendung des 650 Lebensjahres vom

1„ Januar 1957 an zu gewähren hatc '

Soweit die Revision meint, das LSG sei zu
einer sachlichenx

Entscheidung nicht befugt gewesen? weil der frühere Kläger

nicht rechtzeitig Berufung eingelegt oder eine rechtzeitige

Berufung jedenfalls vor Schluß der mündlichen Verhandlung

zurückgenommen habe9 greift ihre Rüge nicht durcho

Am 21„ November 1961 ist beim Berufungsgericht folgendes

Schreiben des früheren Klägers vom 20„ November 1961 ein—

gegangen:

"Gegen den Bescheid vom Sozialgericht Itzehoe

A„z„ 55/J 247/61 vom 23010061 lege ich Berufung eine
Da mir keine Altersrente zusteht7 so bitte ich? mir

die von meinem Verdienst abgezogenen Beiträge für die

Zeit vom 104045 bis 30„601948 zurück zu zahleno

Hochachtungsvoll
gezo Hugo S‚III.IL.'.‘IJ.'..'II.'ZIII£I"

Die Revision meint? mit diesem Schreiben sei keine Auf—

hebung des die Klage abweisenden Urteils verlangt worden?

sondern vielmehr eine Rückerstattungo Selbst wenn in dem

Wort "Berufung" die wirksame Einlegung des Rechtsmittele

zu erblicken sei; so wäre sie jedenfalls durch das am
25„ Januar 1962 beim Berufungsgericht eingegangene Schreiben

des früheren Klägers rückgängig gemacht werdeno In diesem

Schreiben habe er ausdrücklich mitgeteilt? daß er nur noch

eine Rückerstattung seiner Beiträge begehre° Demgegenüb37
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_5._

hat das LSG ausgeführt9 wenn der frühere Kläger auch in der
Berufungsschrift einen weiteren Antrag‚ nämlich den auf

Rückerstattung von Beiträgen‚ gestellt habe9 so sei dem

Gesamtinhalt seines Schreibens doch zu entnehmeny'daß er mit

ihm gegen das sozialgerichtliche Urteil ein Rechtsmittel

- die Berufung — eingelegt habe° Dies ergebe sich bereits

aus dem in seiner Schrift verwendeten Wort "Berufung"° Er

habe damit zu erkennen gegeben9 daß er mit dem Inhalt des

angefochtenen Urteils nicht einverstanden sei und eine Über—

prüfung durch das übergeordnete Gericht erstrebeo Zur Gewiß—

heit des Gerichts habe sich dies aus der Erklärung ergeben9

die der frühere Kläger im Termin zur mündlichen Verhandlung

am 16„ November 1962 abgegeben habe„ Sein Schriftsatz vom

200 November 1961 sei dahin zu verstehen, daß er Berufung

gegen das Urteil des SG mit dem Begehren eingelegt habe9 ihm

das Altersruhegeld zuzusprechen, und nur für den Fall? wenn

dieses Begehren keinen Erfolg haben sollte? die Rückerstattung

der Beitragsleistung erstrebe°

Die Deutung der Revision, mit dem Schreiben des früheren

Klägers vom 200 November 1961 sei keine Berufung auf Auf—

hebung des Urteils des SG erhoben7 sondern eine Rückerstattung

der Beiträge beantragt9 wird dem Inhalt des Schreibens nicht

gerechto Auch kann entgegen der Auffassung der Revision dem
} Schriftsatz vom 250 Januar 1962 nicht entnommen werden? daß

der frühere Kläger die Berufung zurückgenommen hat; auch wenn

er hierin mitgeteilt hat? daß er nur um Rückerstattung der

von ihm für die Zeit von August 1945 bis 31„ Juli 1948 von

seinem Lohn abgezogenen Beiträge bitteo Mögen in beiden

Schreiben auch Erklärungen abgegeben worden sein, die zuein—

ander in einem gewissen Gegensatz stehen? so kann es doch

nicht beanstandet werden‚ wenn das LSG der Auffassung der

Beklagten nicht beigetreten ist‚ der frühere Kläger habe eine

Berufung überhaupt nicht eingelegt oder diese jedenfalls zu—

rückgenommeno Das LSG hat demnach die Vorschriften der
&& 105‚ 1519 156 SGG nicht verletzt„
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_ 6 _

Der Revision kann auch darin nicht gefolgt werden? daß das

‚LSG die Bestimmung des Art„ 2 5 52 Abs° 2 ArVNG aF nicht
richtig angewandt habe°

Gegenstand des Verfahrens ist der Anspruch auf das im

Januar 1960 beantragte Altersruhegeld wegen Vollendung des

650 Lebensjahres° Nach 5 1248 Abs° 1 EVO erhält Alters—
ruhegeld der Versicherte? der das 650 Lebensjahr vollendet

hat9‘wenn die Wartezeit erfüllt ist. Mit Recht hat das LSG

angenommen? daß sich der im Januar 1960 geltend gemachte

Rentenanspruch nach dem vom 10 Januar 1957 an geltenden

neuen Recht richtet und die Voraussetzungen des Arte 2 @ 5
ArVNG nicht erfüllt sind() Nach dieser Vorschrift sind für

Rentenansprüche aus Versicherungsfällen vor dem Inkraft—

treten des ArVNG die bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vor—

schriften maßgebend, soweit in den folgenden Vorschriften?

insbesondere in den @@31 bis 41 des Art„ 2‚ nichts anderes

bestimmt isto Der mit der Klage verfolgte Anspruch auf

Altersruhegeld ist kein Rentenanspruch aus einem Versiche—

rungsfall vor dem 1° Januar 1957, wie das LSG mit zutreffenm

der Begründung dargelegt hat; denn wie das Bundessozial—

gericht (BSG) bereits wiederholt entschieden hat, setzte
nach den bis zum 31° Dezember 1956 geltenden Vorschriften

der Versicherungsfall der Altersinvalidenrente wegen Voll—

endung des 650 Lebensjahres den Antrag des Versicherten voraus

(BSG 39 24; BSG in SozR Nr° 6 zu 5 1253 RVO aF; LSG Baden—

Württemberg in Breithaupt 1963, 875)0 Der frühere Kläger

hatte bis zum 31o Dezember 1956 einen Antrag auf Gewährung

der Altersinvalidenrente nicht gestellt, so daß auch für ihn

vor dem 1° Januar 1957 der Versicherungsfall der Alters—

invalidenrente nicht eingetreten war° Da der frühere Kläger

nur eine Versicherungszeit von 33 Kalendermonat31 zurück—

gelegt und somit die Wartezeit nach altem Recht nicht erfüllt

hatte? hat für ihn auch kein Anlaß bestanden? einen der—

artigen Antrag zu stellen°
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Seit dem 10 Januar 1957 konnte — wie das LSG ebenfalls zu

Recht ausgeführt hat — auf Grund des im Januar 1960 ge—
stellten Rentenantrages ein Versicherungsfall nach altem

Recht auch nicht mehr eintreten, weil dieses vom 10 Januar

1957 an außer Kraft getreten ist (Arte 3 @ 2 ArVNG)„ Der
Anspruch auf das Altersruhegeld kann sich deshalb nur auf

einen nach dem 51„ Dezember 1956 eingetretenen Versicherungs—

fall des Alters gründen. Da zu dieser Zeit die Neuregelungs—

gesetze bereits in Geltung waren? beurteilt sich nach der

Bestimmung des 5 1248 Absg 1 RVO‚ ob der Anspruch begründet

ist„

Der in dieser Vorschrift geregelte Versicherungsfall des

Alters trat9 wie das LSG weiterhin zutreffend angenommen hat;

bis zum Inkrafttreten des RVÄndG nach der ständigen Recht—

sprechung des BSG unabhängig von einem Rentenantrag mit der

Vollendung des 650 Lebensjahres ein° Für Versicherte, die das

65„ Lebensjahr vor dem 1„ Januar 1957 bereits vollendet hatten‚

muß es so angesehen werden? als ob für sie der Versicherungs—

fall des Alters wegen Vollendung des 650 Lebensjahres am
1° Januar 1957 eingetreten ist9 wie dies auch für den Ver—
sicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit gemäß Art„ 2 5 38 ArVNG

zu gelten hat (Jantz/Zweng, Das neue Recht der Rentenversi—

cherung der Arbeiter und der Angestellten9 10 Auflo Art° 2

% 38 ArVNG Anm° b)„

Entscheidend ist‚ ob zu diesem Zeitpunkt auch die Wartezeit

erfüllt waro Das LSG hat dies mit Recht bejaht„ Gemäß

@ 1248 Abs„ 4 RVO ist die Wartezeit für das Altersruhegeld

erfüllt? wenn eine Versicherungszeit von 180 Kalendermonaten

zurückgelegt ist„ Der frühere Kläger hatte zwar nur eine

Versicherungszeit von 35 Kalendermonaten zurückgelegt und die

Wartezeit insofern nicht erfüllto Für ihn gilt aber die

Sondervorschrift des Arte 2 @ 52 Abs„ 2 ArVNG aF„ Sie besagt;
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Ist bei einem Versicherten im Sinne des Abso 1‚ der nach
Vollendung des 500 Lebensjahres eine versicherungspflich—

tige Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenommen hat? die

Zeit von der Aufnahme der versicherungspflichtigen Beschäf—

tigung oder Tätigkeit bis zur Vollendung des 650 Lebens—
jahres voll mit Versicherungs— und Ausfallzeiten belegt

und ist die Wartezeit des $ 1248 Abs„ 4 EVO durch Versiche—
rungszeiten seit der Aufnahme der versicherungspflichtigen

Beschäftigung oder Tätigkeit nicht erfüllt‚ so gelten die

fehlenden Monate als Versicherungszeit im Sinne der @@ 7249

und 1258 RVO° Die Revision greift die Ausführungen des
LSG nicht an? daß in der Person des früheren Klägers die

Voraussetzungen dieser Vorschrift an sich erfüllt sind„

Sie meint nur? er gehöre deshalb nicht zu den Versicherten

im Sinne dieser Vorschrift‚ weil er schon im Jahre 1952

das 65„ Lebensjahr vollendet habeo Arte 2 @52 Abs„ 2 ArVNG
aF erfasse nur solche Versicherten? die nach dem 310 Dezem-

ber 7956 das 659 Lebensjahr vollendet hätteno Mit Recht
ist das LSG dieser Auffassung der Beklagten nicht bei—

getreteno

Es ist richtig, daß für die Fiktion der Wartezeiterfüllung

des Arte 2 5 52 Abso 2 ArVNG aF nicht auf den Eintritt des
Versicherungsfalles9 sondern auf den Zeitpunkt der Voll—

endune des 65„ Lebensjahres abgestellt ist„ Es trifft aber
nicht zu, wie die Revision meint‚ daß die Vollendung des

650 Lebensjahres allein der Zeitpunkt sei9 der die Leistung

auslösey weil mit der Vollendung des 650 Lebensjahres die
Fiktion der Wartezeiterfüllung zusammenfalle° Diese Auf—

fassung übersieht9 daß die Vorschrift des Art„ 2 5 52 Abso2

ArVNG aF nicht einen besonderen Leistungsgrund regelt9 auch

keinen Versicherungsfall besonderer Art, wie schon ihre

Stellung im Gesetz unter den Sondervorschriften des Über—

gangsrechts zeigt, sondern für einen bestimmten Personen—

kreis eine Sonderregelung nur für eine Anspruchsvoraus—

setzung trifft, nämlich darübery unter welchen Umständen
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abweichend von den allgemeinen Regeln die Wartezeit als er—

füllt zu gelten hato Wie es auch bei den sonst geltenden

Vorschriften über die Erfüllung der Wartezeit nicht entschei—

dend ist9'zu welchem Zeitpunkt vor Eintritt des Versiche—

rungsfalles die zur Erfüllung der Wartezeit anrechnungs—

fähigen Versicherungszeiten zurückgelegt sind9 wann die

Wartezeit also erfüllt war‚ so stellt auch die Sondervor—

schrift des Art„ 2 @ 52 Absc 2 ArVNG aF nicht darauf ab? wann
das 65a Lebensjahr vollendet worden ist° Entscheidend ist?

daß — wenn die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind — die

Zeit von der Aufnahme der versicherungspflichtigen Beschäftim

gung oder Tätigkeit nach Vollendung des 50° Lebensjahres bis

zur Vollendung des 65: Lebensjahres voll mit Versicherungs—

nd Ausfallzeiten belegt ist° Ob das 650 Lebensjahr vor

oder nach dem 10 Januar 1957 vollendet worden ist‚ ist nach

dem Gesetzeswortlaut nicht erhebliche Hierfür spricht aber
auch der Sinn und Zweck der Vorschrift, den das LSG richtig

gekennzeichnet hat° Es handelt sich bei Art„ 2 @ 52 Abs„ 2'

ArVNG aF um keine versicherungstechnische Vorschrift„ Sie

erklärt sich vielmehr aus der Zweckbestimmung, die dahin geht9

Personen; die durch Vertreibung, Flucht oder Evakuierung be—

troffen sind — ähnlich wie im Lastenausgleich —‚ auf beson—
_dere Weise zu entschädigen und ihnen den vollen Versicherungs—

schutz zu verschaffen (BSG in SozR Nr° 7 zu Art„ 2 5 52 ArVNG)Q

Entgegen der Auffassung der Revision verlangt — wie das BSG in

dem vorstehend bezeichneten Urteil bereits ebenfalls dargelegt

hat — das Gesetz für die Fiktion der Erfüllung der Wartezeit

keine bestimmte Dauer der versicherungspflichtigen Beschäfti—

gung oder Tätigkeito Es genügt vielmehr9 wenn die in Betracht

kommende Zeit zB nur einen Monat umfaßt°

Zu Unrecht beruft die Revision sich auf das Urteil des

40 Senats des BSG vom 240 Juni 1958 (BSG 79 282 ff)o Dort

ist zwar ausgeführt‚ nach allgemein anerkannter Auffassung

regele neues Recht grundsätzlich nur diejenigen Ansprüche7
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die auf Tatbeständen beruhten, die erst nach seinem Inkraft—

treten eingetreten seien; Tatbestände dagegen? die bereits

vollständig vor dem Inkrafttreten einer Neuregelung vor—
gelegen hätten9 vermöchten an sich nur insoweit Ansprüche

zu begründen‚ als dies nach den zur Zeit ihres Eintritts

geltenden gesetzlichen Vorschriften vorgesehen sei„ Dieser

Entscheidung liegt aber ein Sachverhalt zugrunde? in dem

der Versicherte vor dem 10 Januar 1957 das 650 Lebensjahr

vollendet und vor diesem Zeitpunkt den Antrag auf Gewährung

der Altersinvalidenrente gestellt hatte9 während in dem

gegenwärtigen Fall die tatsächlichen Voraussetzungen für

die Altersinvalidenrente wegen des fehlenden Rentenantrages

am 310 Dezember 1957 nicht erfüllt wareno

Daß das 65° Lebensjahr nicht erst nach dem 510 Dezember 1956
vollendet sein muß? um die Vorschrift des Arts 2 @ 52 Absß 2

ArVNG aF anwenden zu können‚ wird auch in der Literatur

— soweit ersichtlich — übereinstimmend angenommen (Brackmann3

Handbuch der Sozialversicherung9 So 672 f II; RVG—Gesamt—

kommentar9 Art„ 2 5 52 Anm„ 8; Jantz/Zweng aaO Art„ 2 5 52

ArVNG Anmo III am Ende)o Jantz/Zweng weisen zutreffend
_

darauf hin, daß Abs° 2 nur auf die nach dem 31„ Dezember 1956

eingetretenen Versicherungsfälle anzuwenden ist; denn wenn

der Versicherungsfall des Alters nach altem Recht einge—

'treten war? kann sich die Vorschrift nicht mehr auswirken9

d„ho9 wenn die Altersinvalidenrente nach altem Recht bean-

tragt und bewilligt oder abgelehnt worden war; der Ver-

sicherte hatte es in der Hand nach altem Recht zu bestimmen„

ob er die Altersinvalidenrente beantragen wollte und wenn

der Versicherungsfall des Alters eingetreten sein sollte;

’ ist ein Versicherungsfall der Altersinvalidenrente nach

altem Recht nicht eingetreten9 weil kein Antrag gestellt war?
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so ist bei Vollendung des 65, Lebensjahres vor dem
10 Januar 1957 der Versicherungsfall ein solcher, der

im Sinne von Jantz/Zweng nach dem 31, Dezember 1956

eingetreten ist° Die Revision geht demnach zu Unrecht

davon aus, Jantz/Zweng hätten in diesem Zusammenhang

nicht den Versicherungsfall im technischen Sinne gemeint,

sondern allein die Vollendung des 65, Lebensjahres,

Es wäre nicht einzusehen, warum diejenigen in den Genuß

des Art, 2 5 55 Abs, 2 ArVNG aF kommen sollten, die
nach dem 10 Januar 1957 das 65, Lebensjahr vollendet
haben, während diejenigen von der Wohltat dieser Gesetzes—

vorschrift ausgeschlossen sein sollten die vor dem

1„ Januar 1957 bereits 65 Jahre alt waren, Der Zweck der

Vorschrift, den Vertriebenen als eine besondere Art der

Entschädigung den vollen Versicherungsschutz dadurch zu

verschaffen, daß ihnen die Vergünstigung der Fiktion der

Erfüllung der Wartezeit zukommt, erstreckt sich auf alle

Personen, die die besonderen Voraussetzungen des Art, 2

5 52 Abs, 2 ArVNGaF erfüllen, In diesemSinne hat sich
auch das LSG Baden—Württemberg in dem bereits angeführten

Urteil vom 220 März 1963 in Breithaupt 1963, 80 875 aus—
gesprochen, in dem es entschieden hat, daß für die Warte—

zeitersatzvorschrift der Heimatvertriebenen und Flücht—

linge in Art, 2 @ 52 Abso 2 ArVNG aF nicht Voraussetzung

ist, daß das 65, Lebensjahr erst nach dem 31° Dezember 1956

vollendet wird,

Das LSthat auch mit Recht angenommen, daß das dem früheren

Kläger zustehende Altersruhegeld vom 1° Januar 1957 an

zu zahlen ist, Weil zu diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen

der Rente im Sinne des 5 1290 Abs, 1 RVO erfüllt waren0

_12_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 12 _

Die Revision der Beklagten muß aus diesen Gründen

zurückgewiesen werden„

Die Kostenehtscheiduhgergibt sich aus @193SGGO'
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